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Interimsunteringung am Schulzentrum - Antrag auf temporäre 

Geschwindigkeitsbeschränkung von Tempo 30 im Bereich der L 1113 

 
 
 
 
Gremium Sitzungstermin Behandlung Sitzungsart 

 
Gemeinderat 03.05.2022 Beschlussfassung öffentlich 

 
 
 
I. Sachverhalt 
 
Aufgrund der Interimsunterbringung im Bereich des Schulzentrums von Schüler/Innen der Friedrich-
Schelling-Schule während der Bauzeit der neuen dreizügigen Primarstufe ist mit einem erhöhten 
Fußgängeraufkommen im Bereich der Überquerung der Ampelanlage auf der L 1113 auf Höhe des 
Schulzentrums zu rechnen.  
 
Auf der L 1113 gilt eine Höchstgeschwindigkeit von Tempo 50. In der Vergangenheit wurden bei Ge-
schwindigkeitsüberwachungen seitens des Landratsamtes dort eine nicht unerhebliche Anzahl von 
Überschreitungen festgestellt und geahndet.  
 
Eine Geschwindigkeitsbegrenzung von 30 km/h wird als der Situation angemessen empfunden.    
 
 
II. Beschlussvorschlag 
 
Der Gemeinderat beschließt, einen Antrag beim Landratsamt auf temporäre Geschwindigkeitsbe-
grenzung während des Zeitraums der Interimsunterbringung von Tempo 30 im Bereich der L 1113 auf 
Höhe der Ampelanlage zu stellen.     
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III. Begründung 
 
Die recht breite und gerade Fahrbahn der L 1113 im parallelen Verlauf zu Schul- und Freizeiteinrich-
tungen an der Jahnstraße sowie die Ampelanlage verleiten dazu, eher schneller als erlaubt zu fahren. 
Insbesondere bei größeren Personengruppen, die an der Ampel warten, ist eine hohe Aufmerksam-
keit von den Fahrzeugführern verlangt, dass keine Person beabsichtigt oder unbeabsichtigt auf die 
Fahrbahn läuft. Bei einer Geschwindigkeit von 30 km/h würde sich der Bremsweg um etwa zwei Drit-
tel im Vergleich zu einer Geschwindigkeit von 50 km/h verringern. Um der Sicherheit der Schulkinder 
Rechnung zu tragen, stellt der Gemeinderat einen Antrag eine Geschwindigkeitsbegrenzung von 30 
km/h anzuordnen. Zuständige Straßenverkehrsbehörde ist das Landratsamt Ludwigsburg.  
 
 
IV. Relevanz Gesamtstädtisches Entwicklungskonzept 
 
      
 
 
V. Haushaltsrechtliche Auswirkungen 
 
keine     
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